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4. Privilegierung

In § 7a Abs. 1 SGB IV n.F. ist aus systematischen Gründen der Beginn der Versiche-
rungspflicht verortet, der aber nicht im Rahmen einer Anfrage zum Erwerbsstatus fest-
gestellt wird, sondern von der Einzugsstelle oder der Betriebsprüfung.36

Wird im Rahmen einer Anfrage eine gutachtliche Äußerung eingeholt, weichen die
späteren Entscheidungen zur Versicherungspflicht aber hiervon ab, bestimmt § 7a Abs.
4c SGB IV n.F., dass die Versicherungspflicht erst mit der Bekanntgabe dieser Entschei-
dung eintritt, soweit (!) die sonstigen Privilegierungsvoraussetzungen erfüllt sind. Ver-
zichtet wird an dieser Stelle auf das Zustimmungserfordernis des Auftragnehmers: „In
Abwägung des Vertrauens des Auftragnehmers ist – anders als in Abs. 5 (neu) – eine
Zustimmung des Auftragnehmers zum späteren Eintritt der Versicherungspflicht nicht
erforderlich.“37 Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die gutachterliche Äußerung
in Kopie auszuhändigen.

Im Übrigen bleibt es nach § 7a Abs. 5 SGB IV bei einer Privilegierungsregelung, wonach
bei Durchführung des Anfrageverfahrens innerhalb eines Monats nach Beginn des Auf-
tragsverhältnisses bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen als Zeitpunkt des Ein-
tritts in ein Beschäftigungsverhältnis der Tag der Bekanntgabe der Entscheidung gilt.

IV. Die Durchführung von Anfrageverfahren nach § 7a SGB IV
Instrument straf- und bußgeldrechtlicher Haftungsvermei-
dung nach derzeitiger und künftiger Rechtslage (Teil 2 in der 
nächsten Ausgabe der WiJ) 

Unternehmensstrafrecht 

Rechtsanwalt Claus Erhard, München 

Tagungsbericht zur Vortrags- und Dis-
kussionsveranstaltung „Wechselwir-
kungen von HinSchG-E und VerSanG-E“ 
vom 21.4.2021

Die beiden Gesetze „zur Sanktionierung von verbandsbezogenen Straftaten“ (Ver-
bandssanktionengesetz) sowie „für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen 
sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das 
Unionsrecht melden“ (HinSchG) stecken bislang im Entwurfsstadium fest und es bleibt 
weiterhin unklar, ob sie es in dieser Legislaturperiode noch über die Zielgerade schaf-
fen werden. 

Für das VerSanG steht eine Verabschiedung durch den Bundestag noch aus – Ausgang 
derweil ungewiss. Doch aufgeschoben ist nicht aufgehoben, sodass allenfalls das Wie 
und Wann noch in den Sternen steht, das Ob aber festzustehen scheint. Für das Hin-
SchG läuft am 17.12.2021 die Umsetzungsfrist der EU-RL in nationales Recht ab. Die 
Whistleblower-RL dient der Aufdeckung von Straftaten gegen EU-Recht. Politischer 
Streitpunkt ist, ob sich die nationale Umsetzung nicht (sinniger Weise) auch auf deut-
sches Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht beziehen sollte. 

Damit war es an der Zeit, sich innerhalb der WiSteV auszutauschen und das Thema aus 
verschiedenen Blickwinkeln zu beleuchten. Bei der online abgehaltenen Konferenz 

36 Ausschussdrucksache 19(11)1150, S. 5, 22. 
37 Ausschussdrucksache 19(11)1150, S. 5, 22. 
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konnten wir einiges über die Erfahrungen und Erwartungen aus Unternehmen, der Jus-
tiz sowie der Rechtsanwaltschaft erfahren. 

Begrüßt wurden die rund 150 Teilnehmer von RA Dr. Stephan Beukelmann; die Mode-
ration übernahm RA Dr. Maximilian Heim. 

I. Der erste Vortrag widmete sich den Wechselwirkungen, insbesondere dem „Wettlauf
um den Hinweis“. Darüber referierten Frau RAin Janine Winkler und Herr Rechtsanwalt
Felix Weidenbach, beide aus der Kanzlei bakertilly und ausgestattet mit jahrelanger Er-
fahrung u.a. aus der Compliance-Beratung als auch ganz konkret als (stellv.) Ombuds-
person für über 20 Unternehmen.

Die bisherige Praxis zum Whistleblowing war arbeitsrechtlich geprägt und basierte auf 
einem Stufenmodell. Hinweisgeber hatten nichts zu befürchten, wenn sie zuerst unter-
nehmensintern eine Aufklärung anstießen und sich erst im zweiten Schritt an die Au-
ßenwelt wandten. Dieser Grundsatz soll durch den im Netz auffindbaren, inoffiziellen 
Referentenentwurf des HinSchG aufgelöst werden. Arbeitnehmer sollen sich in Zukunft 
auch direkt nach außen wenden können. Damit sind Unternehmen zukünftig gut bera-
ten, ein Hinweisgebersystem (auch als Teil der präventiven Compliance zu verstehen) 
zu etablieren. Mitarbeiter als Hinweisgeber sind die wichtigste Quelle, um Fehlverhal-
ten frühzeitig aufzudecken. Nehmen Hinweisgeber die internen Meldemöglichkeiten 
wahr, gewinnen Unternehmen die Möglichkeit nachzubessern. Das HinSchG sanktio-
niert einen Verzicht auf ein Hinweisgebersystem zwar nicht, dennoch wiegen etwaige 
Folgen schwer: 

An dieser Stelle wirkt sich das VerSanG aus. Galt für die strafrechtliche Verfolgung bis-
lang noch das Opportunitätsprinzip, so zwingt das VerSanG die Ermittlungsbehörden 
nun bei einem Anfangsverdacht zu Ermittlungen (Legalitätsprinzip). Diesem Vorsprung 
kann durch eigene Hinweisgebersysteme entgegengewirkt werden. 

Doch das HinSchG ist kein strafrechtlicher Freifahrtsschein für „Kronzeugen“. Denn der 
Schutz ist - anders als der Gesetzesname vermuten lässt - stark limitiert. Im Wesentli-
chen werden Arbeitnehmer vor arbeitsrechtlichen Folgen bewahrt. Mitnichten aber vor 
strafrechtlichen. Spricht der Arbeitgeber eine Kündigung aus, muss er zwar beweisen, 
dass der Kündigungsgrund nicht auf einem erteilten Hinweis beruht. Ist der Arbeit-
nehmer jedoch selbst in Straftaten involviert, steht ihm das HinSchG nicht schützend 
zur Seite.  

II. Im Anschluss erfolgte ein klarer Perspektivenwechsel: Oberstaatsanwalt Ralf Möll-
mann von der Schwerpunktstaatsanwaltschaft für Wirtschaftsstrafsachen / Zentral- und
Ansprechstelle für die Verfolgung von Organisierter Straftaten (ZeOS NRW) stellte sich
die Frage, ob die Justiz für ein solches „Unternehmensstrafrecht“ bereit ist.

Das Fazit fällt ernüchternd aus: Der aktuelle Entwurf des VerSanG bürde der Justiz et-
was auf, das sie überhaupt nicht leisten könne. Die Einführung des Legalitätsprinzips 
führe zu einer Kriminalisierung von Lebenssachverhalten, mit denen Ermittlungsbehör-
den bisher gar nicht befasst waren. OStA Möllmann befürchtet eine regelrechte Welle 
von Ermittlungsverfahren wegen Bagatellvorwürfen oder Fahrlässigkeitstaten. Selbst 
bei banalen zivilrechtlichen Auseinandersetzungen mit Unternehmen wird ein leicht 
auszulösender Mechanismus geschaffen, welcher die Ermittlungsbehörden (häufig un-
angemessen und unangebracht) involviert. All das würde Zeit, Geld und Ressourcen 
binden. 

Der Anspruch der Justiz ist aus seiner Sicht daher, dass es - wenn es politisch schon 
sein muss - ein praktikables Gesetz geben muss. Daran hapere es (noch). 

OStA Möllmann warnt zudem vor falschen Hoffnungen durch das „Zusammenarbei-
ten“ von Unternehmen und Staatsanwaltschaften. Hierbei stehen sich völlig andere In-
teressen gegenüber. Staatsanwaltschaften würden keine Ermittlungen aussetzen und 
sich auf Unternehmen verlassen. Gutachten, Zertifikate, Testate etc. nähmen den Er-
mittlungsbehörden keine Arbeit ab und ersetzten keine eigenen Ermittlungen. Es sei 
auch nicht Aufgabe oder Teil der Kompetenz von Wirtschaftsabteilungen die Wirksam-
keit von Compliance-Management-Systemen zu prüfen und zu bewerten. 
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Die vom VerSanG kodifizierten Milderungsgründe dürften auch nicht dazu führen, dass 
für deren Feststellung mehr Ermittlungsarbeit notwendig ist, als die eigentlichen Ver-
gehen betreffend. Kurzum: Es sei an der Welt der Arbeit der Ermittler vorbeigeplant 
worden.  

Durch das HinSchG sieht er ebenso wenig gewonnen. Hinweisgeber seien weiterhin 
Zeugen, genauso wie weitere involvierte Personen (Ombudspersonen, Meldestellen 
usw.). Sämtliche Dokumente aus Hinweisgebersystemen kämen als Beweismittel in Be-
tracht. Eine solche zentrale Sammlung könne daher durchaus auch eine Fundgrube an 
Zufallsfunden darstellen. Tatsächliche Änderungen für die Justiz erwartet er hierdurch 
insgesamt eher wenig. 

III. Vor der Diskussionsrunde rundeten RAin Manja Ehnert und RA Dr. Martin Petrasch,
beide für die Siemens AG tätig, die Vortragsreihe mit den neuen Herausforderungen
aus Unternehmenssicht ab.

Den scharfen Sanktionen von Bußen bis zu 10% des Umsatzes steht ein gestuftes An-
reizsystem gegenüber, welches Unternehmen zur Kooperation und generell zur Förde-
rung von Integrität im Unternehmen bewegen soll und Strafmilderungen oder sogar 
Absehen von Strafen in Aussicht stellt. Diesen Aspekt könne man durchaus als Oppor-
tunitätsprinzip durch die Hintertür bezeichnen; wird hierdurch trotz des „neuen“ Lega-
litätsprinzips ein gewisser Ermessensspielraum für Einstellungsmöglichkeiten geschaf-
fen. 

Petrasch betont ebenfalls die Compliance als integralen Bestandteil der Gesetzesent-
würfe. Die Chance bestehe darin, konkrete Leitplanken für Anforderungen an Compli-
ance bzw. Compliance-Management-Systeme zu schaffen. Hierfür müsse der Gesetz-
geber aber noch Nachlegen und seine Vorstellungen konkretisieren. 

Interne Untersuchungen erhielten damit zwar eine rechtliche Grundlage, stellen aber 
auch eine der größten Herausforderungen dar. Denn beide Gesetzesentwürfe seien 
nicht ausreichend aufeinander abgestimmt. Erfolgt einerseits eine „Sollmilderung“ bei 
einem wesentlichen Beitrag zur Aufklärung, müsse das Unternehmen auf der anderen 
Seite die Identität des Hinweisgebers schützen und diesen auch vor arbeitsrechtlichen 
Folgen bewahren. Wie sollen Unternehmen diesen widerstreitenden Interessen gerecht 
werden, wenn durch Hinweisgebersysteme ein der Beschlagnahme unterliegender 
Fundus an Hinweisgeberdaten entsteht? Je tiefergehender die Aufklärung, desto wahr-
scheinlicher wird es, die Identität des Hinweisgebers aufzudecken. Verstöße sind damit 
vorprogrammiert, da sich nicht immer beide Pflichten erfüllen lassen. 

Der fehlende Schutz von Hinweisgebern vor Strafverfolgung zieht sich wie ein roter 
Faden durch sämtliche Vorträge der Veranstaltung. Das Ziel des HinSchG wird in der 
jetzigen Form durch die Aushöhlung von Beschuldigtenrechten stark verwässert. Wer 
hat denn gerade besondere Kenntnisse? Natürlich (Mit-)Täter oder zumindest der Tat 
nicht fernstehende. 

Gerade für mittelständische Unternehmen dürfte die Umsetzung zu einem gewaltigen 
Kraftakt werden. In sechs Ländern wurde noch gar nicht mit der Umsetzung begonnen, 
sodass schon der aktuelle Überblick für international tätige Unternehmen schwierig zu 
verschaffen ist. Für Konzerne besteht immerhin die Möglichkeit, ein System gemein-
sam mit dem Mutterkonzern zu nutzen, sodass nicht jedes Unternehmen eigene Kanä-
le bereitstellen muss. 

IV. Die sich anschließende Diskussionsrunde startete mit dem Für und Wider von ano-
nymen Hinweisen. Hier konnten die Erfahrungen geteilt werden, dass anders als man
zunächst erwarten würde, anonyme Hinweise gleichwohl wertvoll seien. Externe Om-
budspersonen könnten die Hemmschwelle der Kontaktaufnahme herabsetzen. Auch
führte die Kommunikation mit Hinweisgebern häufig zu einer freiwilligen Offenlegung
der Identität.

Recht schnell geriet allerdings der in jedem Vortrag erwähnte fehlende Schutz der 
Hinweisgeber in den Fokus. Das HinSchG erwecke zunächst den Eindruck, Hinweisge-
ber schützen zu wollen und so zu mehr Integrität beitragen zu wollen. Dass der Hin-
weisgeber letztlich nur arbeitsrechtlich geschützt wird, ergibt sich erst bei genauem 
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Hinsehen. Zudem muss das Unternehmen selbst abschrecken, indem es auf die Wei-
tergabe an Ermittlungsbehörden hinweisen muss. Da sich damit Hinweisgeber entwe-
der gegen einen Hinweis entschließen oder aber sich selbst an’s Messer liefern müs-
sen, nennt ein Teilnehmer schon die Namensgebung des HinSchG eine „Falschetiket-
tierung“. Eine Bestrafung stehe völlig im Gegensatz zu dem eigentlichen Sinn von 
Whistleblowing. 

V. Die Entwürfe des VerSanG und HinSchG werden zu Recht kritisiert. Werden Whist-
leblower wirklich geschützt, wenn sie sich damit selbst den Strafverfolgungsbehörden
auf dem Präsentierteller servieren? Ist das Risiko der Hinweisgebung gerecht verteilt?
Insgesamt scheint den Hinweisgebern zu viel aufgebürdet zu werden. Das Motiv, Hin-
weisgeber zu fördern und damit Gesetzeskonformität zu fördern, scheint bislang halb-
herzig umgesetzt zu sein. Ein Hinweisgeber, der vom Geschehen so weit weg ist, dass
er eine irgendwie geartete Selbstbelastung ausschließen kann, wird in der Regel nicht
der sein, der wesentlich zur Aufklärung beitragen kann.

Rezensionen 

Strafverfahrensrecht 

Rechtsanwalt Dr. Maximilian Zeller, Köln 

Gerst (Hrsg.): Zeugen in der 
Hauptverhandlung 

ZAP Verlag, 2. Auflage, Bonn 2020, 648 Seiten, ISBN 978-3-89655- 971-5, 94,00 Euro 

Mit der vorliegenden 2. Auflage wurde das erstmals im Jahr 2016 erschienene Werk 
„Zeugen in der Hauptverhandlung“ überarbeitet und aktualisiert. Hierbei wurden insbe-
sondere das „Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von Geheimnissen bei der Mitwir-
kung Dritter an der Berufsausübung schweigepflichtiger Personen“ aus dem Jahr 2017 
sowie das „Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes zur Erfüllung des Rechts auf Eheschlie-
ßung für Personen gleichen Geschlechts“ vom Ende des Jahres 2018 berücksichtigt. Be-
sagte Gesetzesänderungen wirkten sich auf die das Zeugnisverweigerungsrecht re-
gelnden §§ 52ff. StPO aus und sind insofern für das Thema Zeugen von offenkundiger 
Bedeutung. 

Das 647 Seiten starke Werk ist in 2 Teile untergliedert. 

Dabei ist der Teil 1 „Praxis der Zeugenvernehmung“, welchen neben dem Herausgeber 
weitere erfahrene Praktiker themenspezifisch bearbeitet haben, als Praxisleitfaden ähn-
lich einem Handbuch konzipiert und erläutert grob gesagt die Themen Vernehmungs-
lehre und Vernehmungstaktik. Mit inbegriffen ist hier eine ausdifferenzierte Anleitung 
zur bestmöglichen Vorbereitung der Zeugenvernehmung. Es wird dezidiert darauf ein-
gegangen, wie das – natürlich jeweils am Einzelfall orientierte – Ziel einer Zeugenbefra-
gung, durch das „Unterstreichen“ spezieller Teile einer Zeugenaussage, sei dies um Wi-
dersprüche o.ä. sichtbar werden zu lassen oder erwünschte Inhalte positiv zu betonen, 
handwerklich erreicht werden kann. 

Der Teil 1 ist in drei Abschnitte untergliedert. Der Abschnitt 1 stellt den Zeugen als Ty-
pus des Strengbeweises in der Hauptverhandlung vor. Sodann wird ausführlich auf die 
Zeugenvernehmung in all ihren zeitlichen (Vorbereitung und eigentliche Vernehmung) 
und möglichen inhaltlichen Facetten eingegangen. Der besonders umfangreiche Ab-
schnitt 2 widmet sich einzelnen wiederkehrenden Konstellationen der Zeugenverneh-
mung, nämlich der Vernehmung von „Berufszeugen“, von Nebenklägern, von Kindern 
und Jugendlichen sowie geheimer Ermittler (z.B. V-Männer). Im Abschnitt 1 neu hinzu-
gekommen ist das Kapitel 7, welches die Vernehmung weiterer beruflich mit dem ver-
fahrensgegenständlichen Sachverhalt vorbefasster Zeugen betrifft. Gemeint sind hier 
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